
N i e d e r s c h r i f t 

 
über die öffentlichen Verhandlungen des Gemeinderates der Gemeinde Wiernsheim 
am 

Mittwoch, 25. Juni 2014 
 

im Sitzungssaal des Rathauses Wiernsheim. 
 
 
Vor dem Eintritt in die Tagesordnung begrüßt BM Oehler die anwesenden 
Gemeinderätinnen und Gemeinderäte, die zahlreichen Besucher und die Presse. 
 
Bürgermeister Oehler stellt fest, dass die Einladungen zu dieser 
Gemeinderatssitzung rechtzeitig zugestellt worden sind. Einwände gegen die 
Tagesordnung wurden keine erhoben. 
 
Gemeinderat Karl Retter kann heute aufgrund eines Krankenhausaufenthaltes nicht 
an der Sitzung teilnehmen. Bürgermeister Oehler wünscht ihm von dieser Stelle eine 
schnelle Genesung. 
 
 
TOP1  Einwohnerfragestunde 
 
Ein Bürger (Hr. Blessing) fragt an, ob sein Antrag vom 24.05.2014 zur 
Wiederaufnahme eines Tagesordnungspunktes berücksichtigt wurde. 
Bürgermeister Oehler erklärt, dass der betroffene Tagesordnungspunkt besprochen 
und zum Abschluss gebracht wurde und daher nicht wieder aufgenommen werden 
kann. 
 
Eine Bürgerin (Fr. Beck) fragt an, ob die Umsetzung eines Kinderspielplatzes auf 
einen Schotterplatz und die Umwandlung des bestehenden Spielplatzes in ein 
Baugrundstück sinnvoll ist. 
Bürgermeister Oehler erklärt, dass das besagte Grundstück in der Ortsmitte in 
Serres damals gekauft wurde, um eine Zufahrt für ein in 20 bis 30 Jahren mögliches 
Baugebiet zu erreichen. Dieser Platz müsste aus derzeitiger Sicht durchaus neu 
gestaltet werden. Mithilfe des Landessanierungsprogrammes könnte dieser neue 
Spielplatz mit 70 Prozent Fördermittel erstellt werden. 
Darüber hinaus ist die tatsächliche Frequentierung des aktuellen Spielplatzes nicht 
so stark, wie von der Presse bisher dargestellt. 
Fakt ist jedoch, dass der Spielplatz in der Weingartenstraße bestehen bleibt, bis im 
Ortskern der neue fertiggestellt ist. 
 
Ein Bürger (Herr Pöcke) bittet den Bürgermeister, gegen den stark zugenommenen 
Schwerlastverkehr vorzugehen. Besonders auffällig sei in letzter Zeit der Transport 
von Erdmaterial durch LKWs der Firma RBW. Bürgermeister Oehler sieht hier leider 
keine Möglichkeit, etwas dagegen unternehmen zu können. 
 
Ein Bürger merkt an, dass die Geräte des Spielplatzes in der Calvinstraße 
abhandengekommen sind. Bauamtsleiter Lenckner weist darauf hin, dass der Sand 
derzeit ausgetauscht wird und danach die Geräte wieder aufgestellt werden. 



 
TOP 2  Förderung und Betrieb des kirchlichen Kindergartens Wiernsheim 
 
Der seit dem 27.06.2007 bestehende Vertrag für die Förderung und den Betrieb des 
kirchlichen Kindergartens Wiernsheim muss im Rahmen der Vergrößerung der 
Gruppenzahlen geändert werden. Der evangelische Kindergarten betreibt ab dem 
01.09.2014 vier Kindergartengruppen. 
Die von Seiten der Gemeinde gestellten Forderungen zur Mitfinanzierung der 
Erzieherstelle wurden von Seiten der Kirche angenommen. Daher sehen 
Bürgermeister Oehler und der Gemeinderat keine Probleme die Förderung 
fortzuführen.  
 
Beschlussfassung: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Wiernsheim beschließt einstimmig den 
Änderungsvertrag zwischen der Gemeinde Wiernsheim und der evangelischen 
Kirchengemeinde Wiernsheim. 
 
 
TOP 3  Spenden 
 
Bürgermeister Oehler weist auf § 78 Abs. 4 GemO und auf die Richtlinien zur 
Annahme von Spenden, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen, die der 
Gemeinderat in seiner Sitzung vom 11.10.2006 beschlossen hat, hin; zudem auf die 
Drucksache und den entsprechenden Nachtrag mit den aufgelisteten Spenden. 
 
16.06.2014 500,00 € Sparkasse Pforzheim Calw, Spende Gründung 
    Poststr. 3,    Jugendfeuerwehr 
    75446 Wiernsheim 
 
 
Bürgermeister Oehler bedankt sich bei den Spendern und bittet den Gemeinderat, 
einer Annahme der verlesenen Spende zuzustimmen. 
 
Beschlussfassung: 
Der Gemeinderat nimmt den Sachvortrag zur Kenntnis und beschließt 
einstimmig, dass die genannten Spenden gemäß § 78 Abs. 4 GemO und 
aufgrund der Richtlinien zur Annahme von Spenden, Schenkungen und 
ähnlichen Zuwendungen, die der Gemeinderat in seiner Sitzung vom 
11.10.2006 beschlossen hat, endgültig angenommen und zweckentsprechend 
verwendet werden. 
 
 
TOP 4  Bebauungsplan „Kohlplatte II“ 
 

I. Beschluss über den Entwurf nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 
 
Bürgermeister Oehler verweist auf die vorliegenden Unterlagen und den 
ausgehängten Plan. 
Die Erschließung der Kohlplatte wird wie bereits besprochen in zwei Abschnitten 
durchgeführt.  
 



Gemeinderat Dr. Genssle weist darauf hin, dass die derzeit geplante Einfahrt eine 
Mehrbelastung für die Anwohner der Kernerstraße beinhaltet. Eine zusätzliche 
Anbindung an das Baugebiet Kohlplatte 1 würde hierbei durchaus sinnvoll sein. 
Gemeinderat Dr. Stuible merkt hierzu an, dass die Gemeinde an der Nordseite des 
Baugebietes Kohlplatte 1 kein Grundstück besitzt, wodurch eine Anbindung nur 
schwer möglich wird. 
 
Gemeinderat Bäuerle unterstützt den Vorschlag des Kollegen Dr. Genssle. BM 
Oehler sieht ähnlich wie Gemeinderat Dr. Stuible keine Möglichkeit, hier eine 
Anbindung zu schaffen, da die besagten Grundstücke alle in privater Hand liegen. 
 
Gemeinderat Dr. Genssle möchte wissen, wie die Nachfrage nach kleineren 
Grundstücken ist. Der Schultes erklärt, dass die derzeitigen Anfragen überwiegend 
große Grundstücke betreffen. In der Regel sind die ersten Anfragen aber auch immer 
nach großen Grundstücken. 
 
Gemeinderat Dr. Stuible bittet, im Punkt 1.6. des Vorentwurfes zum Bebauungsplan 
noch die Nutzung von Zisternen mit einzubeziehen. Dieser Vorschlag trifft bei allen 
auf Zustimmung. 
 
Beschlussfassung: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Wiernsheim beschließt einstimmig den 
vorliegenden Entwurf nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch. 
 
 

II. Beschluss über die öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch 
 
Bürgermeister Oehler verweist auf die allgemeine Auslegungspflicht nach § 3 Abs. 2 
Baugsetzbuch. 
 
Beschlussfassung: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Wiernsheim beschließt einstimmig die 
öffentliche Auslegung des Bebauungsplans „Kohlplatte II“ nach § 3 Abs. 2 
BauGB. 
 
 
TOP 5  Änderung der Hauptsatzung 
 
Seit Ende der 80er Jahre besteht bereits ein Gemeinderatsbeschluss, der dem 
Bürgermeister die Möglichkeit des Erwerbes und der Veräußerung sowie die 
Vermietung und Verpachtung von Grundstücken in unbestimmter Höhe auch ohne 
Zustimmung des Gemeinderates oder eines Ausschusses gestattet. Dieser 
Beschluss wurde vor vier Jahren unter Führung von Gemeinderat Grammel erneuert. 
Im Hinblick auf eine mögliche Prüfung der Gemeindeprüfungsanstalt möchte der 
Schultes diesen Gemeinderatsbeschluss in der Hauptsatzung verankern und ihn 
gleichzeitig auf einen festen Betrag deckeln. Im Zuge dessen schlägt der Schultes 
ebenfalls eine Änderung der personalrechtlichen Entscheidungsbefugnis vor. Die 
Gemeinde ist in den letzten Jahren stetig gewachsen und die finanzielle Situation hat 
sich ebenfalls erheblich verbessert, sodass die Gemeinde im täglichen Betrieb u.a. 
mit höheren Beträgen arbeitet. Daher bittet der Schultes das Gremium, im Bereich 
der Personalverwaltung, im Bereich der Grundstücksvermietung und -verpachtung 



sowie im Bereich des Grunderwerbes der vorgeschlagenen Erhöhung seines 
Entscheidungsbereiches zuzustimmen. 
 
Gemeinderat Blessing möchte hierzu Stellung beziehen und bittet um eine wörtliche 
Aufnahme in die Niederschrift: „ Die von der Verwaltung vorgelegten 
Änderungswünsche habe ich mit der bestehenden Regelung verglichen. Die 
vorgesehene Zuständigkeit des Verwaltungsausschusses § 7 wurde nur in zwei 
Bereichen – 2.5. – bei Veräußerung, Erwerb, Tausch und dinglichen Belastungen 
von Grundeigentum um den Faktor 1,9 angehoben; die Untergrenze soll dagegen um 
das 6,5 – fache erhöht und damit der Entscheidungsrahmen erheblich eingeengt 
werden. 
Unter 2.6. ergibt sich dieselbe Relation in Bezug auf Verträge über 20.000 bis 
100.000 Euro/Jahr Miet-/Pachtwert von beweglichem Vermögen. 
Ganz anders sieht es bei den Änderungswünschen der Verwaltung aus, die die 
dauernde Erledigung von Aufgaben dem Bürgermeister übertragen sollen. 
§ 12 Nr. 2.3. ermächtigt den Bürgermeister, Beschäftigte bis zum Tarif 8 TvöD 
(bisher 5), sowie Aushilfen, Azubis, Praktikanten, Beamtenanwärter einzustellen, 
entlassen, ernennen ohne Mitwirkung des Gemeinderates. 
In § 12 Nr. 2.8. soll der alleinige Entscheidungsspielraum des Bürgermeisters von 
8.000 € auf 50.000 € - also um das 6,25 – fache erhöht werden, soweit es sich um 
die Veräußerung, dingliche Belastung, Tausch von Grundstücken, sowie das 
Vorkaufsrecht handelt. Unter § 12 Nr. 2.9. soll die dauernde Zuständigkeit des 
Bürgermeisters für Miet- und Pachtverträge auf jährlich 20.000 € im Einzelfall (das 
2,5 – fache) ausgeweitet werden. 
Die Anhebung der Höchstgrenze bei dem Abschluss von Versicherungsverträgen auf 
16.000 € ist nachvollziehbar, zumal die Gemeinde mit dem Bildungszentrum, 
Kaffeemühlenmuseum etc. größere Versicherungssummen aufzubringen hat. 
Soweit die faktische Ausgangslage. 
In den vergangenen fast 20 Jahren meiner Gemeinderatstätigkeit ist mir kein Fall 
bekannt, bei dem der Gemeinde ein Nachteil oder gar ein Schaden entstanden ist, 
weil der Handlungsspielraum des Bürgermeisters eingeschränkt war. Im Einzelfall 
hat Bürgermeister Oehler eilbedürftige, grenzwertige Entscheidungen per Telefon mit 
dem Gemeinderat abgeklärt und problemlos bereinigt. 
Die zur Abstimmung vorgeschlagenen Änderungen der Hauptsatzung ist in 
wesentlichen Teilen unnötig und würde die Mitwirkung und Gestaltungsmöglichkeiten 
des Gemeinderates erheblich beschneiden. 
Ich bitte das Gremium, die Änderung der Hauptsatzung abzulehnen und beantrage 
gleichzeitig die namentliche Abstimmung über diesen Tagesordnungspunkt 5. 
Abschließend möchte ich noch mein Unverständnis zum Ausdruck bringen, dass die 
Verwaltung in einer der letzten Sitzungen des „alten“ Gemeinderates noch eine 
Änderung der Hauptsatzung zur Entscheidung vorlegt, obwohl neun „neue“ 
Gemeinderäte bereits gewählt sind.“ 
 
Die Änderungen im Haushaltsvolumen zeigen Gemeinderat Hudak, dass sich die 
Beträge durchaus geändert haben und eine Anpassung sinnvoll ist. 
 
Für Gemeinderat Zundel ändert sich rein faktisch überhaupt nichts. Der Beschluss 
vor vier Jahren garantierte dem Bürgermeister bereits die notwendigen 
Zuständigkeiten. Die Änderung der Hauptsatzung ist lediglich ein prüfungsrelevantes 
Erfordernis. 
 



Gemeinderat Dr. Schmitz kann die Änderungen durchaus nachvollziehen, jedoch ist 
er mit dem politischen Stil, eine Änderung kurz vor Ende der Amtszeit des alten 
Gemeinderates, nicht ganz einverstanden. Bürgermeister Oehler weist darauf hin, 
dass dieses Thema bereits seit einigen Monaten auf der Agenda der Verwaltung 
steht, durch die Bürgermeister-, Kommunal- und Europawahlen aber bisher immer 
verschoben wurde. Der Schultes möchte dem neuen Gemeinderat eine Änderung 
der Hauptsatzung in einer seiner ersten Sitzungen nicht zumuten, sondern den 
Gemeinderatsbeschluss des amtierenden Gemeinderates in eine ordentliche 
Satzung bringen. 
 
Gemeinderat Dr. Stuible schließt sich den Ausführungen von Kollege Zundel an. Der 
amtierende Gemeinderat sollte seinen Beschluss ins Reine bringen. 
 
Gemeinderat Janowsky zeigt Unverständnis für die Äußerungen des Kollegen 
Blessing und weist darauf hin, dass die Obergrenzen des Beschlusses durch die 
Änderungen der Hauptsatzung gedeckelt werden. Darüber hinaus sieht Gemeinderat 
Janowsky in dem Antrag auf namentliche Abstimmung ein Misstrauensvotum 
gegenüber den Gemeinderatskollegen. 
 
Gemeinderat Bäuerle erklärt, dass der Geschäftsgang weitergehen muss und man 
nicht alles auf das neue Gremium schieben sollte. 
 
Nach langer Diskussion stellt Gemeinderat Hudak den Antrag zur Abstimmung des 
Antrags zur namentlichen Abstimmung zu kommen. 
 
Beschlussfassung: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Wiernsheim lehnt mit 17 Gegenstimmen bei 
einer Fürstimme den Antrag auf namentliche Abstimmung mehrheitlich ab. 
 
Beschlussfassung: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Wiernsheim beschließt mehrheitlich mit zwei 
Gegenstimmen die Änderung der Hauptsatzung gemäß dem vorliegenden 
Entwurf. 
 
 
TOP 6  Ausbau der Schülerbetreuung an der Grundschule Wiernsheim 
 
Bürgermeister Oehler begrüßt Frau Becker, die Rektorin der Heckengäuschule und 
Herr Soltner, Vorsitzender des Vereines Honigtopf e.V. und übergibt Frau Becker 
sogleich das Wort. 
Im vergangenen Schuljahr ist die Nachfrage nach einer qualifizierten 
Ganztagsbetreuung an der Grundschule gestiegen. Dies kann durchaus im 
Zusammenhang mit dem Ganztagsangebot im Kindergarten und der 
Ganztagesschule ab Klasse 5 innerhalb der Gemeinschaftsschule gesehen werden. 
In Absprache mit der Gemeinde führte die Heckengäuschule deshalb im Frühjahr 
eine Befragung aller Eltern durch, um den Bedarf darstellen zu können. 209 Eltern 
nahmen an der Befragung teil. 135 hatten derzeit keinerlei Bedarf.  
Für die „Verlässliche Grundschule“ (7:00 – 14:00 Uhr) meldeten 54 Personen ihr 
Interesse. 
Für die Mittagsbetreuung (nach Unterrichtsende bis 17:00 Uhr) meldeten sich 37 
Eltern, am Mittagessen wollten 42 Grundschüler teilnehmen.  



Ein hoher Bedarf zeigte sich bei der Hausaufgabenbetreuung ab 14:00 Uhr: 60 
Kinder, das sind mehr, als die, die zum Mittagessen (42) gemeldet wurden. D.h. 
Kinder könnten u.U. zu Hause essen und dann für die Hausaufgaben zur Schule 
kommen. 
Im Vorfeld wurden Informationen zur Schülerbetreuung von mehreren Gemeinden 
und Trägern eingeholt. Schließlich kamen die Beteiligten mit dem Verein Honigtopf 
ins Gespräch. Es stellte sich heraus, dass der Verein alle Anforderungsmerkmale 
erfüllt und einen zufriedenstellenden Ausbau der Schülerbetreuung gewährleisten 
kann. Durch eine Zusammenarbeit mit dem Verein Honigtopf würde die 
Schülerbetreuung ausgegliedert. Das Mittagsessen würde weiterhin über die 
Gemeinde abgerechnet. 
Mit einer Ausgliederung könnte eine Schülerbetreuung in der Zeit von 07.00 Uhr bis 
17.00 Uhr gewährleistet werden. Hinzu würde noch eine Hausaufgabenbetreuung 
von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr kommen. Frau Becker weist aber darauf hin, dass eine 
Betreuung nicht die Korrektheit der Hausaufgaben beinhaltet. 
 
Gemeinderat Dr. Genssle bittet, den Unterschied zwischen Nachmittagsbetreuung 
und Hausaufgabenbetreuung zu differenzieren. Frau Becker erklärt, dass die 
Nachmittagsbetreuung die Hausaufgabenbetreuung beinhaltet und bereits mit Ende 
des Unterrichts beginnt. Das Modul Hausaufgabenbetreuung wurde lediglich 
eingefügt, da die Nachfrage nach einer Hausaufgabenbetreuung enorm war.  
Weiterhin möchte Dr. Genssle wissen, ob dieses Modul als Stützunterricht zu sehen 
sei. Rektorin Becker sieht eine Unterstützung durchaus als gegeben, weist jedoch 
darauf hin, dass eine Nachhilfe nicht gewährleistet wird. 
 
Auf die Frage von Gemeinderat Dr. Schmitz, welchen Berufsgruppen die Betreuer 
angehören, erklärt Frau Becker, dass die Betreuer aus den unterschiedlichsten 
Berufsgruppen kommen. 
 
Für Gemeinderat Zundel ist es wichtig, dass eine erfahrene Instanz mit im Boot ist, 
um die entstehenden Probleme lösen zu können. Ihn würde noch die Frage nach 
dem ungefähren Kostenfaktor interessieren. Herr Soltner zeigt sich zuversichtlich, da 
in anderen Gemeinden die Betreuung ohne zusätzliche Kosten für die Gemeinde 
funktioniere. Jedoch ist zu beachten, dass die Module etwas anders sind. Mit Hilfe 
von Fördermitteln des Regierungspräsidiums sowie der Elternbeiträge können die 
Kosten für die Gemeinde gering gehalten werden. Herr Soltner prognostiziert einen 
jährlichen Zuschuss von der Gemeinde an den Verein Honigtopf in Höhe von 30.000 
Euro. 
 
Gemeinderätin Brandauer weist darauf hin, dass ehrenamtliche Betreuer hierbei 
doch kostendeckend mithelfen könnten. Nach Aussage von Herrn Soltner orientiert 
sich der Verein an den Vorgaben der Schule. Wenn ein geringer Personalbedarf 
ausreicht, können die Kosten natürlich gedeckt werden. 
 
Gemeinderat Bäuerle möchte wissen, wie die Resonanz zur Schülerbetreuung aus 
den Teilorten ist. Rektorin Becker erklärt, dass eine Aufschlüsselung nach Teilorten 
nicht durchgeführt wurde, Schüler aus den Ortsteilen aber durchaus das Angebot 
nutzen könnten. Lediglich die Nutzung des Moduls Hausaufgabenbetreuung könnte 
sich für die Schüler aus den Ortsteilen für schwierig darstellen, da eine Fahrt mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln nach Hause und zurück zur Hausaufgabenbetreuung in 



dem kurzen Zeitraum zwischen Unterrichtsende und Betreuungsbeginn nicht möglich 
ist. 
 
Gemeinderat Hudak sieht die Ferienbetreuung ebenfalls als Notwendigkeit und bittet 
Herrn Soltner um einen Erfahrungsbericht in diesem Bereich der Betreuung. 
Nach den Erfahrungen des Vereines kann eine Ferienbetreuung in den 
Schulgebäuden mit Betreuern - oftmals Studenten oder Schulabgänger - je nach 
Angebot und Gemeinde, Kosten bis zu 10.000 € für 12 Wochen Ferien pro 
Gemeinde mit sich bringen. 
Rektorin Becker möchte zuerst einmal den Ausbau der Schülerbetreuung während 
der Schulzeit voranbringen und dann bis zu den Sommerferien 2015 eine 
Ferienbetreuung auf die Beine stellen. 
 
Bürgermeister Oehler bittet das Gremium den bei dem weiteren Vorgehen beteiligten 
Personen größtmögliche Freiheiten bei der Vertragsgestaltung zu geben. Dieser Bitte 
kommt der Gemeinderat einvernehmlich nach. 
 
Beschlussfassung: 
Der Gemeinderat der Gemeinde Wiernsheim beschließt einstimmig, die 
Schülerbetreuung an den Verein Honigtopf e.V. zu vergeben. 
 
 
TOP 7  Informationen der Verwaltung 
 
Bürgermeister Oehler informiert das Gremium über den Kauf zweier 
landwirtschaftlicher Grundstücke im Bereich Brunnenäcker, welchen das Gremium 
zustimmend zur Kenntnis nimmt. 
 
Weiterhin informiert der Schultes den Gemeinderat über den Verkauf des 
Grundstücks Bäuerle an der Hauptstraße in Iptingen. Mit diesem Verkauf wurde eine 
weitere Baulücke geschlossen. 
 
Am 23.07.2014 wird die nächste Gemeinderatssitzung stattfinden. Der neue 
Gemeinderat trifft sich dann nach der Sommerpause im September. 
Voraussichtlicher Termin für die konstituierende Sitzung ist der 24.09.2014. 
 
Bürgermeister Oehler schlägt den Listen vor, sich im Laufe des Juli oder August im 
Rathaus zu treffen, um die Aufteilung der einzelnen Ausschüsse zu besprechen. 
 
 
TOP 8  Verschiedenes 
 
Bürgermeister Oehler spricht den am 01. Juli beginnenden Mensabetrieb an. 
Einige Mitarbeiter möchten ebenfalls in der Mensa essen. Er schlägt vor, das Essen 
für die Mitarbeiter zu einem kostendeckenden Preis anzubieten. Der Gemeinderat 
stimmt diesem Vorgehen einstimmig zu. 
 
 
TOP 9  Anfragen der Gemeinderäte 
 



Gemeinderat Dr. Genssle bittet, das Hinweisschild Hindenburgstraße/Holbeinstraße 
zu ersetzen, da dieses stark verblasst ist. 
 
Gemeinderat Hudak merkt an, dass sich im Bereich Nettomarkt regelmäßig 
Jugendliche treffen. Der dortige Mülleimer ist relativ klein und ständig überfüllt. 
Sofern möglich, bittet Gemeinderat Hudak, zusätzlich einen Mülleimer auf öffentlicher 
Fläche aufzustellen. Bauamtsleiter Lenckner wird dies prüfen. 
 
Gemeinderat Müller weist auf die schlecht gepflegten Gräber im Friedhof Pinache hin 
und bittet, auf die Grabpflege hinzuweisen. 
Für Bürgermeister Oehler trifft dieses Thema bei dem ein oder anderen einen 
wunden Punkt. Der eine sieht eine unterlassene Grabgestaltung als ordentliche 
Pflege an, der andere nicht. Auf die Einhaltung der Grabpflege wird er jedoch 
hinweisen. 


